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23. Juni 2026 
 

Schriftliche Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Sabine Ritter (Die Linke) vom 15.06.2026 

und Antwort des Senats  
- Drucksache 23/4450 - 

Betr.: „Anpassungen in der Organisation der Schulbegleitung zum Schuljahr 2026/27“ = mas-
sive Kürzungen in der Schulbegleitung? 

Einleitung für die Fragen:  
Wie aus einem Schreiben der Schulbehörde hervorgeht, wird es in der Organisation der Schul-
begleitung zum kommenden Schuljahr 2026/27 zu etlichen Veränderungen kommen. Der Senat 
muss alle Betroffenen transparent machen, was dies konkret für das kommende Schuljahr be-
deutet. 
Ich frage den Senat:  
 

Die schulische Förderung von Schülerinnen und Schülern mit sonderpädagogischem Förderbedarf so-
wie für Schülerinnen und Schüler, die wegen einer drohenden oder vorliegenden Behinderung Integra-
tionsleistungen zur Ermöglichung von Teilhabe im Zusammenhang mit dem Schulbesuch bedürfen, 
stellt einen zentralen Bestandteil der Hamburger Bildungspolitik dar. Die Orientierung am Leitbild einer 
weitgefassten inklusiven Bildung ist damit leitend für alle Entscheidungen. Das umfassende System 
inklusiver Bildung in Hamburg gewährleistet, dass Menschen mit Behinderung an Bildung partizipieren 
und gesellschaftliche Teilhabe erfahren können. Damit setzt Hamburg konsequent die Ziele der UN-
Behindertenrechtskonvention um.  
Die Schulbegleitung wurde mit der Einführung der Inklusion fortwährend erheblich ausgebaut und ver-
bessert. Während im Schuljahr 2011/2012 in circa 460 Fällen eine Schulbegleitung bewilligt wurde, hat 
sich die Zahl der begleiteten Schülerinnen und Schüler bis zum Schuljahr 2024/25 auf 3.226 erhöht. 
Verbunden war diese Entwicklung mit einer Steigerung der Ausgaben von rd. 6,75 Millionen Euro im 
Jahr 2014 auf rd. 32,59 Millionen Euro im Jahr 2024. Zum Schuljahr 2025/26 erhöhte sich die Anzahl 
der über Schulbegleitung unterstützten Schülerinnen und Schüler erneut auf nunmehr 4.011 samt ein-
hergehenden Ausgaben in Höhe von 42,15 Millionen Euro im Jahr 2025. Dieser Aufwuchs um Kosten 
und Fallzahlen lässt sich fachlich nicht uneingeschränkt erklären. 

Daher bedarf es einer weiteren Ausschärfung der Kriterien für eine an Standards orientierten Bewilli-
gungspraxis. Eine Umsteuerung erfolgt mit den Zielsetzungen zur Stärkung der Qualitätssicherung in 
den regionalen Entscheidungsprozessen sowie zur Erhöhung von Transparenz und Vergleichbarkeit 
der Entscheidungsprozesse. Vor diesem Hintergrund besteht für die für Bildung zuständige Behörde die 
Notwendigkeit, die Steuerung der Schulbegleitung ab dem Schuljahr 2026/27 anzupassen. 

An den rechtlichen Rahmenbedingungen für Integrationsleistungen gibt es keine Anpassungen. An-
spruchsberechtigte Schülerinnen und Schüler erhalten weiterhin Zugang zu entsprechenden Unterstüt-
zungsleistungen, sodass weitergehende Informationen - über die innerhalb der Regelberatungspro-
zesse stattfindenden Hinweise zur Zugänglichkeit von Schulbegleitung hinaus - nicht vorgesehen sind. 
Die zuständige Behörde wird im Schuljahr 2026/27 eine Handreichung erstellen, welche sowohl umfas-
sende rechtliche Grundlagen als auch die Verfahrensweisen für alle Beteiligte beschreibt. 

Die aktuellen Anpassungen dienen dazu, die Verfahren zur Bewilligung von Schulbegleitung noch ziel-
gerichteter, transparenter und nachvollziehbarer zu gestalten. Mit der Anpassung der Bewilligungspra-
xis sollen, die Entscheidungsprozesse weiter standardisiert und die Qualitätssicherung in den Regionen 
gestärkt werden. Ziel ist es, die Verfahren zu vereinfachen, zu beschleunigen und die Vergleichbarkeit 
der Entscheidungen zu erhöhen.  

Die für Bildung zuständige Behörde stellt sicher, dass die Unterstützung weiterhin bedarfsgerecht erfolgt 
und die individuellen Bedürfnisse der Schülerinnen und Schüler im Mittelpunkt stehen. 
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Es ist wichtig zu betonen, dass die pädagogische Arbeit und die Inklusion von Schülerinnen und Schü-
lern in erster Linie Aufgabe des pädagogischen Fachpersonals an den Schulen ist. Schulbegleitungen 
leisten hierbei eine unterstützende Funktion für Schülerinnen und Schüler mit einer vorhandenen oder 
drohenden Behinderung. Schulbegleitungen ersetzen aber nicht die professionelle Arbeit des pädago-
gischen Fachpersonals der Schule. Schulbegleitung ist mithin kein Bildungsangebot, sondern eine 
nachrangige Assistenz- und Unterstützungsleistung. Sie ist als Eingliederungshilfeleistung dem Han-
deln der Beschäftigten der für Bildung zuständigen Behörde in den übrigen Handlungsfeldern der Inklu-
sion nachgeordnet. Das schulische Personal sichert die Teilhabe in den Bereichen der Bildung und 
Erziehung. Es macht ein individualisiertes Bildungsangebot. Wenn diese schulischen Maßnahmen und 
Möglichkeiten nachweislich ausgeschöpft sind und trotzdem nicht ausreichen, um eine umfängliche Teil-
habe an Schule und Unterricht zu ermöglichen, kann eine Schulbegleitung die schulischen Leistungen 
ergänzen. 

Die Weiterentwicklung der Bewilligungspraxis trägt dazu bei, die Aufgaben und Zuständigkeiten klar zu 
definieren und die Qualität der Unterstützung zu sichern. 

Die für Bildung zuständige Behörde nimmt ihre Verantwortung für eine sachgerechte Mittelverwendung 
und eine qualitative Steuerung der Schulbegleitung sehr ernst. Die Maßnahmen dienen dazu, die Inklu-
sion in Hamburg auch weiterhin auf hohem Niveau zu sichern und die Ressourcen zielgerichtet einzu-
setzen.  

Im Übrigen siehe Drs. 23/4066.  

Dies vorausgeschickt, beantwortet der Senat die Fragen wie folgt: 
 

Frage 1: Welche Veränderungen in der Genehmigung und Vergabe von Schulbegleitungen 
stehen zum kommenden Schuljahr 2026/27 an?  
 

In dem Verfahren zur Bewilligung von Schulbegleitung als Form der Integrationsleistung nach §12 
HmbSG erfolgt eine Entscheidung weiterhin nach dem seit dem Schuljahr 2025/26 bekannten, Verfah-
ren. In diesem erfassen die Schulen mögliche Schulbegleitungsbedarfe. Im Nachgang erfolgt ein inten-
siver Beratungsprozess in der regionalen Verbundstruktur mit den zuständigen Regionalen Bildungs- 
und Beratungszentren (ReBBZ) und den speziellen Sonderschulen hinsichtlich der konkreten Förder- 
und Unterstützungsmaßnahmen für jede individuelle Anfrage zur Ausgestaltung des Teilhabeprozes-
ses.  

Seit Anfang Juni 2026 werden in den dreizehn Regionen der ReBBZ die sogenannten Entscheidungs-
konferenzen durchgeführt, in denen über die abschließenden Bewilligungen/ Bewilligungsumfänge ent-
schieden wird. Diese Entscheidungskonferenzen werden wie bislang durch den jeweiligen regionalen 
Verbund (Gesamtleitung und Schulbegleitungskoordination des jeweils zuständigen ReBBZ, sowie die 
Schulleitung der speziellen Sonderschule) durchgeführt, welchen die fachliche Entscheidung durch die 
zuständige Behörde übertragen wurde. Erweitert wird dieses Entscheidungsgremium für das Schuljahr 
2026/27 durch die ministerielle Ebene der zuständigen Behörde. Die abschließende Entscheidungsho-
heit obliegt entsprechend der ministeriellen Ebene.  

Für die Entscheidungskonferenzen werden folgende Anpassungen vorgenommen: 
a) Da Schulbegleitung eine nachrangige, helfende Unterstützung und keine Bildungs- und 

Erziehungstätigkeit ist, wird pädagogisch bzw. sozialpädagogisch ausgebildetes Personal in 
fachlich nachvollziehbaren und entsprechend erforderlichen Ausnahmefällen bewilligt. 
Hintergrund ist, dass die vorrangigen Leistungen zur gelingenden Teilhabe durch das 
pädagogische Personal der Schule sicherzustellen sind, für welche den Schulen zur Förderung 
der einzelnen Schülerinnen und Schüler entsprechende Ressourcen zur Verfügung gestellt 
werden. 

b) Freiwilliges-Soziales-Jahr-(FSJ) Schulbegleitungsbedarfen wird vollständig über sogenannte 
Kombinationsmaßnahmen entsprochen, indem die FSJ-Kräfte durch die Schule flexibel und 
bedarfsgerecht eingesetzt werden.  

c) Soweit im Falle einer Bewilligung noch keine Schulbegleitungskraft gefunden werden kann, wird 
eine Vakanzzeit über vorhandene Kombinationsmaßnahmen derselben Kategorie kompensiert, 
nicht mehr durch eine Kraft der nächsthöheren Kategorie („Umwandlungen“). In besonders 
komplexen Einzelfällen kann die Möglichkeit von Ausnahmen geprüft werden. Dies gilt bei FSJ-
Schulbegleitungsbedarfen für alle neuen Fälle, für die Fälle aus dem Schuljahr 2025/26 sowie 
für alle Schülerinnen und Schüler mit „langfristig unveränderten Schulbegleitungsbedarfen“.  

d) Zu möglichen Unterstützungsbedarfen zukünftiger Schülerinnen und Schüler mit den 
sonderpädagogischen Förderbedarfen Lernen, Sprache, emotionale und soziale Entwicklung 
erfolgt ein umfänglicher Beratungsprozess mit dem ReBBZ zur Gestaltung eines 
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individualisierten Bildungsangebotes durch die Beschäftigten der für Bildung zuständigen 
Behörde sowie zu etwaigen außerschulischen Unterstützungsmaßnahmen. Soweit nach einem 
Schulbesuchsjahr mit diesen Maßnahmen keine angemessene Teilhabe gelungen ist, kann 
Schulbegleitung als nachrangige Hilfe erörtert werden. In besonders komplexen Einzelfällen 
kann die Möglichkeit einer Schulbegleitung im ersten Schulbesuchsjahr geprüft werden. Für 
Schülerinnen und Schüler mit speziellen sonderpädagogischen Förderbedarfen gilt diese 
Bedingung nicht. Hier kann ein Beratungsprozess im Kontext mit einer laufenden 
Schulbegleitung erfolgen. 

e) Geringfügigen Unterstützungsbedarfen ist durch das Personal der für Bildung zuständigen 
Behörde zu entsprechen. Schulbegleitung als eine nachrangige, helfende Unterstützung wird in 
solchen Fällen nicht bewilligt. 

 
Frage 2: Wann wurden diese Veränderungen durch welche Gremien jeweils beschlossen? 

Auf Grundlage der Empfehlungen der Evaluationsstudie der Universität Oldenburg zur Weiterentwick-
lung der Schulbegleitung in Hamburg (2022-2023) wurde nach Auftrag der Behördenleitung zur Weiter-
entwicklung der Schulbegleitung über eine Projekteinsetzungsverfügung zum 1. August 2023 eine Pro-
jektstruktur aufgesetzt. Die Lenkungsgruppe dieses Projektes hat die unter Frage 1 dargelegten Maß-
nahmen am 22. Mai 2026 beschlossen.  
 
Frage 3: Wie wurden bzw. werden Eltern und Schulen hierüber jeweils informiert? 

Die regionalen Verbundsysteme (ReBBZ und spezielle Sonderschulen) wurden in ihrer Funktion als 
beratende und entscheidende Instanz für den Schulbegleitungsbewilligungsprozess über die zuständige 
Behörde u.a. im Rahmen von zwei außerordentlichen Dienstbesprechungen am 18. März 2026 und 22. 
April 2026 über Anpassungserfordernisse informiert. Innerhalb dieser wurden auch Konkretisierungen 
der Kriterien für eine sachgerechte Schulbegleitungspraxis weiter ausgeführt. Die Schulen wurden im 
Rahmen von außerordentlichen regionalen Bezirkskonferenzen im Zeitraum vom 27.-29. April 2026 
über die erforderlichen Anpassungen informiert. Darüber hinaus erfolgten umfassende schriftliche Infor-
mationen in Form von Leitungsanschreiben durch die zuständige Abteilung der für Bildung zuständigen 
Behörde am  

- 20. April 2026 an alle Schulleitungen (Hinweise zum Umsteuerungserfordernis) 
- 8. Mai 2026 an alle Schulleitungen (sachgerechte Schulbegleitungsbewilligung) 
- 29. Mai 2026 an regionale Verbünde (Hinweise zu angepassten Regelungen) 
- 10. Juni 2026 an alle Schulleitungen (Hinweise zu Entscheidungskonferenzen) 

 
Frage 4: Ist es richtig oder falsch, dass zumindest vereinzelt Schulen von Kürzungen von bis 

zu 50 Prozent in der Schulbegleitung für das kommende Jahr betroffen sind? Wenn 
ja, wie viele Schulen sind von derartigen Kürzungen im Bereich 30 bis 50 Prozent 
oder mehr betroffen? Bitte nach Schulform aufschlüsseln. Wenn nein, was bedeuten 
die angekündigten Änderungen sonst?  

 
Eine vergleichende Aufstellung von bewilligten Schulbegleitungsmaßnahmen für die Schuljahre 
2025/26 zu 2026/27 kann zu diesem Zeitpunkt nicht erfolgen. Derzeit finden die Entscheidungskonfe-
renzen für das Schuljahr 2026/27 statt.  
 
Frage 5: Wie hoch sind die durchschnittlich-geplanten Kürzungen im Bereich der Schulbeglei-

tung je Schule?  
Frage 6: Welche Mittel in welcher Höhe sollen durch die Veränderungen in der Vergabe der 

Schulbegleitungen zum kommenden Schuljahr eingespart werden? 
 
Durchschnittlich geplante Kürzungsanforderungen je Schule gibt es nicht. Die Rechtsgrundlagen für 
erforderliche Inanspruchnahmen und Gewährung von Schulbegleitung bleiben unberührt.  
Hervorzuheben ist, dass fachlich und sachlich begründeten Bedarfen weiterhin im Rahmen von Schul-
begleitungsbewilligungen entsprochen wird.  
 
Frage 7: Wie rechtfertigt der Senat die angekündigten Veränderungen vor dem Hintergrund 

des Anspruchs eines inklusiven Schulsystems und wie soll dieser Anspruch im kom-
menden Schuljahr noch gewährleistet werden? 

 
Siehe Antwort zu 1 sowie Vorbemerkung. 
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Frage 8: Welche Schulformen werden durch die angekündigten Veränderungen am meisten 

betroffen sein vor dem Hintergrund, dass Schulbegleitung mehrheitlich an bestimmten 
Schulformen stattfindet? 

Frage 9: Was bedeuten die angekündigten Veränderungen explizit für Schulen mit dem 
Schwerpunkt Inklusion? Bitte nach unterschiedlichen Schulformen gesondert darstel-
len.  
 

Mögliche Auswirkungen hängen im Rahmen des Entscheidungsprozesses von individuell zu prüfenden 
und zu bewilligenden Schulbegleitungsumfängen ab. Es können daher keine Auswirkungen zu be-
stimmten Schulformen dargestellt werden. 

Im Übrigen siehe Vorbemerkung. 
 
Frage 10: Was bedeuten die angekündigten Veränderungen für betroffene Schüler:innen und 

Eltern? 
Frage 11: Was bedeuten die angekündigten Veränderungen für Lehrkräfte und das weitere 

schulische Personal? 
 

Siehe Vorbemerkung und Antwort zu 1. 
 
Frage 12: Was bedeuten die angekündigten Veränderungen für Anbieter bzw. Träger, die Schul-

begleitung anbieten und um welches Volumen soll deren Tätigkeit jeweils abgesenkt 
werden? 

 
Mögliche personelle Auswirkungen sind, wie in den Vorjahren ebenfalls, abhängig von den jeweiligen 
Schulbegleitungsbewilligungsumfängen an den Schulen.  
Im Übrigen siehe Antworten zu 4 sowie zu 5 und 6.  
 
Frage 13: Sieht der Senat die Gefahr, dass durch die angekündigten Veränderungen in der 

Schulbegleitung vermehrt Schüler:innen das Regelschulsystem verlassen werden 
und dass die Anzahl der an Sonderschulen oder REBBZs beschulten Kinder lang- 
und auch kurzfristig sich steigern wird? Wenn ja, mit welchen Zahlen rechnet der Se-
nat diesbezüglich? Wenn nein, warum geht der Senat nicht davon aus? 

Vorbemerkung: Pädagogisch/Pflegerisch ausgebildetes Personal und sozialpädagogisch ausgebilde-
tes Personal (FH) machten zuletzt (Stichtag 31.08.2025) etwa 16 Prozent aller Schul-
begleitungen aus. 

Frage 14: Ist es richtig oder falsch, dass Pädagogisch/Pflegerisch ausgebildetes Personal und 
sozialpädagogisch ausgebildetes Personal (FH) im Rahmen der Schulbegleitung nur 
noch in Ausnahmefällen für das Schuljahr 2026/27 genehmigt werden wird? Wenn ja, 
was bedeutet dies für die betroffenen Schüler:innen? 

 
Schulbegleitung ist eine nachrangige Assistenz- und Unterstützungsleistung, die keine Ausbildung er-
fordert. Aufgaben, die eine pädagogische oder pflegerische Ausbildung erfordern, liegen grundsätzlich 
in der Zuständigkeit des pädagogischen Personals der Schulen bzw. in der Zuständigkeit der Kranken-
kassen.  

Das Personal der Schule ist für die pädagogische Arbeit (Bildung und Erziehung) sowie Grundpflege 
verantwortlich, die Schulbegleitungskräfte unterstützen bei der Verstetigung des Erlernten.  

Grundsätzlich sind die Unterstützungsbereiche und die Tätigkeitsfelder von Schulbegleitung immer im 
individuellen Gesamtkontext der Schülerin bzw. des Schülers und der aktuellen Schule zu betrachten. 
Die Einschätzung des Grads des Unterstützungsbedarfs erfolgt in den jeweiligen Unterstützungsberei-
chen, dies sind der lebenspraktische Bereich, der Bereich Grundpflege, der Bereich Mobilität, der Be-
reich Kommunikation sowie der soziale und emotionale Bereich. 

Der Einsatz entsprechend ausgebildeter Kräfte erfordert daher immer eine besondere Prüfung und er-
folgt nur in wenigen Einzelfällen. Dies war auch in der bisherigen Praxis bereits der Fall und stellt inhalt-
lich keine Veränderung dar.  
 
Frage 15: Welchen Anteil sollen Pädagogisch/Pflegerisch ausgebildetes Personal und sozialpä-

dagogisch ausgebildetes Personal (FH) jeweils im kommenden Schuljahr 2026/27 an 
der Gesamtheit der Schulbegleitungen ausmachen? 
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Der Einsatz von Schulbegleitung bedarf immer einer fachlichen Prüfung im Einzelfall. Quoten für den 
Einsatz von Personal in einer bestimmten Kategorie werden daher grundsätzlich nicht festgelegt. Die in 
der Vorbemerkung dargestellten 16 Prozent Personal in dieser Kategorie sind nicht als vorgegebene 
Quote zu verstehen. Dieser Anteil ergibt sich vielmehr im Nachgang der entsprechenden erforderlichen 
Bewilligungen im Überprüfungsverfahren. Ein entsprechender Wert für das Schuljahr 2026/27 kann da-
her erst im Anschluss der Entscheidungskonferenzen ermittelt werden. 
 
Frage 16: Wurden bisher tätigte Pädagogisch/Pflegerisch ausgebildete Personal und sozialpä-

dagogisch ausgebildete Personal (FH) bereits darüber informiert, dass ihre Tätigkeit 
als Schulbegleitung zur Disposition steht? Wenn ja, wann und in welcher Form ist dies 
geschehen? Wenn nein, warum nicht? 

 
Bei diesen Beschäftigtengruppen handelt es sich um Personal der entsprechend beauftragten Anbieter 
von Eingliederungsmaßnahmen. Aufgrund dessen können Informationen nur über die Träger erfolgen. 
Die für Bildung zuständige Behörde wird sich mit den in der Eingliederungshilfe tätigen Trägern zu ak-
tuellen Anforderungen und Weiterentwicklungsbedarfen in der Schulbegleitung austauschen.  
 
Frage 17: Wie soll die geplante Stabsstelle zur Schulbegleitung personell ausgestattet werden?  
 
Frage 18: Werden hierfür neue Stellen geschaffen? Wenn ja, in welchem Umfang? Bitte auch 

Vollzeitäquivalente und Stellenart mit angeben.  
 

Die bisher in der Abteilung Inklusive Bildung vorhandenen Stellen für den Regelaufgabenbereich sowie 
die für das Projekt zur Weiterentwicklung der Schulbegleitung eingesetzten Projektstellen werden in die 
Stabsstelle überführt.  
Für die Einrichtung der Stabsstelle werden keine neuen Stellen geschaffen.  


